
Internationale Drogenbekämpfung: Neue 
Konvention gilt seit November 1990 (4) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 1/ 
1989 S.28f. fort. Vgl. auch V N 2/1990 
S.67f.) 

A m 90.Tag nach Hinterlegung der 20.Rati-
fikations- oder Beitrittsurkunde ist am 
11.November vergangenen Jahres die Kon­
vention der Vereinten Nationen gegen den 
unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und 
psychotropen Stoffen (E/CONF.82/13) i n 
Kraft getreten. Die Konvention war am 
20.Dezember 1988 auf der Wiener Bevoll­
mächtigtenkonferenz von mehr als 100 
Staaten i m Konsens angenommen worden. 
Das 34 Art ike l umfassende Vertragswerk 
definiert i n seinen Strafvorschriften die zu 
verfolgenden Tatbestände i m Zusammen­
hang m i t der Drogenherstellung und -Ver­
breitung, sieht Auslieferungsübereinkom­
men sowie verschiedene Formen der inter­
nationalen Zusammenarbeit (so etwa bei 
Ermittlungen, Strafverfolgungen und Ge­
richtsverfahren) vor, ruft zur Unterstützung 
der Transitländer des illegalen Suchtstoff­
verkehrs auf und verfügt scharfe Kontrollen 
von Chemikalien zur Drogenherstellung, 
die Vernichtung illegaler Drogenanpflan­
zungen sowie die Überwachung von Trans­
port- und Ausfuhrmöglichkeiten. Neu und 
zumindest potentiell von großer Tragweite 
sind die Bestimmungen über die Bestra­
fung von 'Geldwäschern< und die Möglich­
keit zur Beschlagnahme von Gewinnen aus 
dem Drogenhandel, was unter anderem die 
Aufhebung des Bankgeheimnisses i n be­
stimmten Fällen m i t einschließt. 
Die Überwachung der Durchführung des 
Übereinkommens liegt i n der Hauptsache 
bei der 40 Staaten umfassenden Suchtstoff­
kommission der Vereinten Nationen, einer 
Fachkommission des Wirtschafts- und So­
zialrats. 
Bisher haben 27 Staaten das Übereinkom­
men ratifiziert oder sind i h m beigetreten 
(Stand bei Inkrafttreten): Bahamas, Bah­
rain, Bangladesch, Bhutan, Bjelorußland, 
Bolivien, Chile, China, Ecuador, Ghana, 
Grenada, Indien, Jordanien, Kanada, Katar, 
Mexiko, Nicaragua, Nigeria, Paraguay, Se­
negal, Spanien, Togo, Tunesien, Uganda, 
Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte 
Staaten und Zypern. 

Sigrid Kunze! • 

Menschenrechtsausschuß: 38.—40.Tagung 
- Berichte aus Lateinamerika und der Kari­
bik — Beispielhafter Report der Bundesre­
publik Deutschland - Kanada und seine 
Mohawk-Indianer - Mehr Individualbe­
schwerden anhängig (5) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 2/ 
1990 S.68ff. fort. Text des Paktes: V N 1/ 
1974 S.löff.) 

I m vergangenen Jahr befaßte sich der 18 i n 
persönlicher Eigenschaft tätige Sachver­
ständige umfassende Menschenrechtsaus­

schuß (Zusammensetzung: V N 5/1989 
S.184) auf drei jeweils dreiwöchigen Zu­
sammenkünften m i t der Umsetzung des 
Internationalen Paktes über bürgerliche 
und politische Rechte. 
Die 38.Tagung des Gremiums fand vom 
19.März bis zum 7Apri l 1990 i n New York 
statt, die 39.Tagung vom 9. bis 27Juli i n 
Genf und die 40.Tagung vom 22.Oktober 
bis zum 9.November ebenfalls i n Genf. 
Die Tagungen standen ganz i m Zeichen der 
vielversprechenden Entspannung zwischen 
West und Ost, die unter anderem ein dem 
Menschenrechtsschutz günstiges Klima 
schafft. 

38.Tagung 

In Argentinien, so der m i t zweijähriger Ver­
spätung vorgelegte Erstbericht dieses Lan­
des, können die Bestimmungen des Paktes 
gerichtlich geltend gemacht werden; sie 
haben den Rang eines einfachen Gesetzes. 
Die derzeit gegebene »ungerechte Wirt­
schaftsordnung«, die etwa zu unzureichen­
der medizinischer Versorgung, Wohnungs­
not und Arbeitslosigkeit führe, sei ein un­
überwindliches Hindernis bei der Gewähr­
leistung der bürgerlichen und politischen 
Rechte. 
Die Experten interessierten sich vor allem 
für die Auswirkungen des i m Mai 1989 ver­
hängten Ausnahmezustandes. Die argenti­
nische Vertreterin betonte, anders als unter 
der Militärdiktatur gebe es nun ein System 
der Gewaltenteilung; der Oberste Ge­
richtshof habe ausreichende Kompetenzen 
zur Klärung der Fragen, die sich unter dem 
Ausnahmezustand ergeben könnten. 
Kr i t ik wurde laut an der umfassenden A m ­
nestie für während der Militärdiktatur be­
gangene Delikte, die sich auch auf so 
schwere Verbrechen wie Entführung, Folter 
und willkürliche Hinrichtungen bezieht 
und die lediglich die höchsten Entschei­
dungsträger ausnimmt. Die zur Rechtferti­
gung des weitreichenden Verzichts auf 
Strafverfolgung und eingehende Untersu­
chung angeführten Gründe - nationale Ver­
söhnung und soziale Harmonie - vermoch­
ten nicht alle Experten von der Paktkonfor­
mität der Amnestie zu überzeugen. Insge­
samt aber entstand der Eindruck, Argenti­
niens junge Demokratie sei u m die Einhal­
tung der Grund- und Menschenrechte und 
der diesbezüglichen internationalen Ver­
pflichtungen bemüht. 
Auch der Karibikstaat St. Vincent und die 
Grenadinen legte den Erstbericht vor. Die 
Todesstrafe ist nicht abgeschafft, wird aber 
kaum vollstreckt (zweimal i n den letzten 
zehn Jahren). Längere Debatten gab es über 
die nach Ansicht aller Experten nicht pakt­
konforme Bestimmung, die die Vbllstrek-
kung der Kapitalstrafe an Personen über 
16 Jahren zuläßt; der Pakt fordert ein M i n ­
destalter von 18 Jahren. St. Vincent wird 
diese Strafrechtsbestimmung vermutlich 
i n Kürze ändern. Besorgniserregend sind 
die Zustände i n den Gefängnissen des Lan­
des, wie der Delegierte selbst zugab. Unzu­
reichende hygienische Verhältnisse, man­
gelhafte Ernährung und medizinische Ver­
sorgung müßten jedoch i n Relation zu dem 

allgemeinen Lebensstandard gesehen wer­
den. Nicht ganz klar wurde, inwieweit die 
Verfassung aus dem Jahr 1979 die Paktbe­
stimmungen widerspiegelt; der Bericht gab 
an, die »wesentlichen Bestimmungen« 
seien von der Verfassung abgedeckt. Der 
Vertreter St. Vincents erklärte, i n dem -
wahrscheinlichen - Fall einer politischen 
Vereinigung von St. Vincent m i t Dominica 
und Grenada werde eine neue Verfassung 
ausgearbeitet, die dann wohl auch einen ei­
genen Grundrechtsteil enthalten werde. 
Drei Ereignisse hob der Vertreter Costa Ri­
cas bei der Präsentation des Zweitberichts 
seines Landes besonders hervor: I m Wege 
der Verfassungsergänzung sei allen interna­
tionalen Menschenrechtsinstrumenten 
Verfassungsrang zuerkannt worden, und es 
sei ein Gesetz über die Verwirklichung der 
Gleichberechtigung der Frau verabschiedet 
worden. Die Präsidentschafts- und Natio­
nalversammlungswahlen seien ohne Z w i ­
schenfall verlaufen, und ohne Anzweiflung 
der Ergebnisse sei der Oppositionskandidat 
zum Präsidenten gewählt worden. Bedenk­
l ich erschien einigen Experten die presse­
rechtliche Bestimmung, Massenmedien 
und Werbeagenturen dürften nur von Perso­
nen, die seit über zehn Jahren costaricani-
sche Staatsangehörige sind, geführt wer­
den. Dies sei eine Reaktion auf die Bestre­
bungen US-amerikanischer Fernsehsender, 
die entsprechenden Unternehmen aufzu­
kaufen, also eine Maßnahme zum Schutz 
der lokalen Presse, erklärte der Delegierte 
Costa Ricas. 
Gravierende Probleme bringen die seit 
1980 anhaltenden Flüchtlingsströme aus 
Nicaragua m i t sich: Die Aufnahme von 
300 000 bis 500 000 Flüchtlingen bei einer 
einheimischen Bevölkerung von nur etwa 
zwei Mil l ionen sei vor allem i m Hinblick 
auf den Arbeitsmarkt kaum mehr zu ver­
kraften. 
Wenig zufrieden zeigten sich die Experten 
m i t dem Zweitbericht der Dominikani­
schen Republik, der auf die anläßlich der 
ersten Berichtsprüfung i m Jahr 1985 an­
geschnittenen Fragen nicht einging. Der 
Vertreter dieses Landes erklärte dies m i t 
Unzulänglichkeiten der Aktenführung -
der Erstbericht sei schlicht nicht auffindbar 
gewesen! 
I m übrigen gelang es den Experten, die 
recht selbstzufriedene Darstellung der Do­
minikanischen Republik als eines Horts 
der Menschenrechte durch unbeirrbare 
Nachfragen etwa über die Lage der haitiani­
schen Flüchtlinge, angebliche Folterungen 
Gefangener, Kinderarbeit sowie Diskr imi ­
nierungen nichtehelicher Kinder zu er­
schüttern. Der Drittbericht wird auf die 
vielfältigen Fragen sorgfältig eingehen 
müssen. 
Nicaraguas Eintieten für die Menschen­
rechte auch unter »schwierigen Umstän­
den« wurde von den Experten ausdrücklich 
hervorgehoben, als sie sich m i t dem als 
»vorbildlich« bezeichneten Zweitbericht 
dieses Landes befaßten. Die Auswirkungen 
des Bürgerkrieges auf die Gewährleistung 
der Paktrechte standen i m Mit te lpunkt der 
Diskussion. Die weitreichende nicaragua-
nische Amnestiegesetzgebung gab ebenso 
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